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Satzung der Stadt Chemnitz  
zur Finanzierung der Fraktionen  

des Chemnitzer Stadtrates
(Fraktionsfinanzierungssatzung)

vom 11. Dezember 2024
Aufgrund der §§ 4 und 35 a der Ge-
meindeordnung für den Freistaat 
Sachsen (SächsGemO) in der Fassung 
vom 29. Mai 2024 (SächsGVBl Seite 
500), § 2 der Geschäftsordnung für 
den Stadtrat der Stadt Chemnitz und 
§ 3 Abs. 2 und § 6 der Sächsischen 
Fraktionsfinanzierungsverordnung 
(SächsFraktfinVO) vom 27. März 2023 
hat der Stadtrat der Stadt Chemnitz 
am 11. Dezember 2024 mit Beschluss 
Nr. B-252/2024 die folgende Satzung 
beschlossen: 

§ 1 Geltungsbereich

(1) Die Mitglieder des Stadtrates können 
sich unter den in der Geschäftsordnung 
des Stadtrates der Stadt Chemnitz gere-
gelten Voraussetzungen zu Fraktionen 
zusammenschließen.

(2) Diese Satzung gilt für die Fraktionen 
des Stadtrates der Stadt Chemnitz und 
regelt die Verwendung und Nachweis-
führung von finanziellen Mitteln aus 
dem Haushalt und die Nutzung von 
Leistungen der Stadt Chemnitz. 

§ 2 Rechtsgrundlagen

Bei der Finanzierung der Fraktionen 
des Chemnitzer Stadtrates mit Haus-
haltsmitteln der Stadt Chemnitz sind 
die Vorschriften:

	� Sächsische Fraktionsfinanzierungs-
verordnung (SächsFraktfinVO)

	� Gemeindeordnung für den Freistaat 
Sachsen (SächsGemO) 

	� Verordnung des Sächsischen Staats-
ministeriums des Innern über die 
Kassen- und Buchführung der Kom-
munen (Sächsische Kommunale Kas-
sen- und Buchführungsverordnung – 
SächsKomKBVO)

	� Verordnung des Sächsischen Staats-
ministeriums des Innern über die kom- 
munale Haushaltswirtschaft (Sächsi-
sche Kommunalhaushaltsverordnung 
– SächsKomHVO)

	� Verwaltungsvorschrift des Sächsi-
schen Staatsministeriums des Innern 
über die Zuordnungsvorschriften zum 

Produktrahmen und Kontenrahmen 
sowie Muster für das neue kommu-
nale Haushalts- und Rechnungswe-
sen im Freistaat Sachsen (VwV Kom-
munale Haushaltssystematik – VwV 
KomHSyS)

	� Geschäftsordnung für den Stadtrat 
der Stadt Chemnitz

in der jeweils gültigen Fassung zu be-
achten.

§ 3 Sach- und Dienstleistungen

(1) Den Fraktionen werden von der 
Stadtverwaltung Chemnitz die zu ihrer 
Aufgabenerledigung nachfolgenden 
notwendigen Sach- und Dienstleistun-
gen (geldwerte Leistungen) in Anleh-
nung an die entsprechenden Dienstord-
nungen als Standardausstattung (siehe 
Anlage 2 der Satzung) unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt:

* Alle in dieser Satzung aufgeführten 
Funktions- und Amtsbezeichnungen 
beziehen sich auf das weibliche und 
männliche Geschlecht.

Sachleistungen

	� Bereitstellung von Räumen in Abhän-
gigkeit von Fraktionsstärke und örtli-
chen Gegebenheiten

	� Betriebskosten
	� Raum-Ausstattung
	� Postfach (je 1 Schlüssel)
	� IuK-Technik (Administration, Einbin-

dung in das Datennetz und das Inter-
net, Einrichtung und Überwachung 
der verwaltungsüblichen Sicherheits-
richtlinien erfolgt durch das Amt 18)

	� Bereitstellung von W-LAN (nach tech-
nischen und infrastrukturellen Mög-
lichkeiten für die Fraktionsräume, den 
Stadtverordnetensaal und den Raum 
118 im Rathaus)

	� Kommunikationstechnik
	� 1 Pkw-Stellplatz je Fraktion
	� Aufbewahrungs- und Archivierungs-

kapazität
	� Dienstordnungen, Ortsrecht, SVC-

Telefonverzeichnis, SVC-Mitteilungs-
blatt über Intranet

Die Bereitstellung von IuK-Technik ist an 
die Einhaltung der verwaltungsüblichen 
Sicherheitsrichtlinien durch die Fraktio-
nen bzw. Nutzer gebunden. Bei Verstö-
ßen gegen die Vorgaben zur städtischen 
IT-Sicherheit kann die Bereitstellung 
durch die Stadtverwaltung verweigert 
bzw. die Nutzung anderweitig ausge-
schlossen werden. 

Dienstleistungen

	� Entgeltabrechnung einschl. Abfüh-
rung Arbeitgeberanteile zur Sozial-
versicherung und Zusatzversorgung 
sowie Lohnsteuer

	� Berechnung der Reisekostenvergü-
tung gemäß SächsRKG

	� Gebührenabrechnung Festnetztele-
fon

	� Leasing, Wartung und Abrechnung 
von Kopier- und IuK-Technik 

	� Post- und Telekommunikationsleis-
tungen (z. B. Postverteilung innerhalb 
der Stadtverwaltung Chemnitz)

(3) Fraktionslosen Stadtratsmitgliedern 
werden die Sachleistungen unter Ab-
satz 1 mit Ausnahme des Stellplatzes 
als Standardausstattung (Anlage 2 der 
Satzung) gewährt.

(4) Bei den Sach- und Dienstleistungen 
handelt es sich um geldwerte Leistun-
gen, deren Höhe im Haushaltsplan 
rechtsverbindlich festgesetzt wird und 
die in einer besonderen Anlage zum 
Haushaltsplan der Stadt Chemnitz dar-
gestellt werden.

§ 4 Planung

(1) Die Mittel zur Finanzierung der Ge-
schäftstätigkeit der Fraktionen sind 
zweckgebundene Haushaltsmittel der 
Stadt Chemnitz und werden jährlich 
als Bestandteil des Haushaltes durch 
den Stadtrat beschlossen. Die Höhe 
der Haushaltsmittel hat die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Stadt Chemnitz 
zu berücksichtigen.

(2) Die Finanzierung für die Geschäfts-
tätigkeit der Fraktionen erfolgt aus den 

insgesamt zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitteln zu 50 Prozent über 
einen für alle Fraktionen gleichen So-
ckelbetrag und zu 50 Prozent über 
einen variablen Betrag. Der variable 
Betrag wird durch die Anzahl der in 
Fraktionen zusammengeschlossenen 
Stadtratsmitglieder geteilt und den ein-
zelnen Fraktionen entsprechend ihrer 
Mitgliederzahl zur Verfügung gestellt. 
Die insgesamt zur Verfügung gestellten 
Haushaltsmittel werden jährlich vor-
behaltlich der Haushaltssituation um 
0,50 Prozent erhöht. 
Bei der Verwendung dieser Haushalts-
mittel ist zu beachten, dass es zur 
Neubildung oder zur Auflösung einer 
Fraktion sowie einer Neuberechnung 
bzw. einem Wegfall von Haushaltsmit-
teln kommen kann. Bei wechselnder 
Fraktionsstärke erfolgt im Monat nach 
der Veränderung eine Neuberechnung 
der zweckgebundenen Haushaltsmittel 
durch den Geschäftsbereich Grundsatz 
und Stadtrat.
Beim Übergang von einer Wahlperiode 
zur anderen erfolgt die Finanzierung 
der bestehenden Fraktionen bis Ablauf 
des Monats, in dem der Wahlprüfungs-
bescheid eingeht. Ab dem Folgemonat 
erfolgt die Finanzierung für die neu ge-
bildeten Fraktionen. 

(3) Die Planung der Aufwendungen 
jeder Fraktion hat mit dem Aufstel-
lungserlass des Oberbürgermeisters 
unter Verwendung der Anlage 23 der 
VwV Kommunale Haushaltssystematik 
zu § 35a Abs. 3 SächsGemO getrennt 
nach Geldleistungen und Geldwerten 
Leistungen mittels Kalkulation bzw. 
Schätzung (falls nicht errechenbar) in 
Zusammenarbeit mit dem Geschäftsbe-
reich Grundsatz und Stadtrat für das je-
weilige Haushaltsjahr zu erfolgen. Dabei 
ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit zu beachten. Dem Ge-
schäftsbereich Grundsatz und Stadtrat 
sind die geplanten Erträge und Aufwen-
dungen entsprechend der Gliederung 
in der Ergebnisrechnung (Anlage 1 
der Satzung) mitzuteilen. Die Planung 
der Aufwendungen für die Geldwerten 
Leistungen erfolgt federführend durch 
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den Geschäftsbereich Grundsatz und 
Stadtrat. Die Darstellung im Haushalts-
plan der Stadt Chemnitz erfolgt mit 
Zweckbindung und entsprechenden 
Erläuterungen. 

§ 5 Allgemeine  
Bewirtschaftungsgrundsätze

(1) Die veranschlagten Haushaltsmittel 
stehen unter Zuständigkeit und Anord-
nungsbefugnis des Geschäftsbereiches 
Grundsatz und Stadtrat. Sie stehen 
den Fraktionen anteilig je Quartal (bei 
Personalaufwendungen monatlich) frü-
hestens im Monat vor Quartalsbeginn 
nach schriftlicher Mittelabforderung 
zur Verfügung. Die ordnungsgemäße 
Verwendung ist in Anlehnung an die 
entsprechenden städtischen Dienst-
ordnungen zu vollziehen und zu über-
wachen. Bei Bedarf unterstützt und be-
gleitet der Geschäftsbereich Grundsatz 
und Stadtrat die Haushaltsangelegen-
heiten und Kassengeschäfte der Frakti-
onen. Grundsätzlich sind als Erträge und 
Aufwendungen eines Jahres nur solche 
Beträge auszuweisen, die bis zum Ende 
des Haushaltsjahres verursacht worden 
sind. Während der vorläufigen Haus-
haltsführung gelten die Vorschriften 
entsprechend § 78 SächsGemO.

(2) Die Bewirtschaftung der Mittel hat in 
den Fraktionen nach einer fraktionseige-
nen Kassenordnung (verbindlich zu nut-
zende Musterkassenordnung – Anlage 3 
der Satzung) im ständigen Vergleich der 
Plan- und Istwerte zu erfolgen. Die frak-
tionseigenen Kassenordnungen (und 
Änderungen zu den Kassenordnungen) 
sind dem Geschäftsbereich Grundsatz 
und Stadtrat spätestens 8 Wochen nach 
Beginn der Fraktionstätigkeit zur Kennt-
nis zu geben. 

(3) Alle Aufwendungen müssen einen 
konkreten Bezug zur Stadtrats- bzw. 
Fraktionsarbeit haben. Es muss er-
kennbar sein, dass die entstehenden 
Aufwendungen der notwendigen Zweck-
bestimmung (Steuerung und Erleichte-
rung der Stadtratsarbeit) unterliegen. 
Die Fraktionsmittel dürfen nicht Ersatz 
für Aufwendungen sein, die den einzel-
nen Mitgliedern des Stadtrates und sei-
ner Gremien entstehen und deshalb im 
Rahmen der jeweils gültigen Entschädi-
gungssatzung abgegolten sind bzw. wer-
den. Entsprechend dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind 
vor dem Abschluss von Verträgen Ver-
gleichsangebote einzuholen. Aus den 
in zeitlicher Reihenfolge geordneten 
Belegen (mit Annahme-/Auszahlungs-
Anordnung) muss der Mindestinhalt 
gemäß Punkt 3.3 der Musterkassenord-
nung (Anlage 3 der Satzung) erkennbar 
sein. Die Gewährung von Skonto und 
Preisnachlass (z. B. bei Abonnement) 
ist zu nutzen. Die Abwicklung des Zah-
lungsverkehrs sollte weitestgehend un-
bar erfolgen. 

(4) Kommunale Haushaltsmittel dürfen 
nicht

	� für die Bewirtung der Fraktionsmit-
glieder und -bediensteten,

	� für die Finanzierung von Parteien und 

Wählervereinigungen
	� als Verfügungsmittel des Fraktions-

vorsitzenden,
	� für die Teilnahme an Parteiveranstal-

tungen, soweit es sich nicht im Ein-
zelfall um aufgabenorientierte Fortbil-
dung der Fraktionen handelt,

	� für kulturelle Rahmenprogramme an-
lässlich von Fraktionssitzungen und 
-veranstaltungen,

	� für Dienstreisen, die keinen Bezug zur 
Fraktionsarbeit aufweisen,

	� für private Telefongebühren,
	� für Spenden und Zuschüsse an Dritte,
	� für Benefizveranstaltungen,
	� für Veranstaltungen über politische 

Meinungskundgaben, Demonstratio-
nen, Aufrufe etc.,

	� für Mobilfunkanlagen und -gebühren,
	� für Aufwendungen der Rechtsbera-

tung und deren Folgeaufwendungen 
einschließlich außergerichtlicher Auf-
wendungen eines Fraktionsmitglie- 
des, die nicht ursächlich in der Frak-
tionsarbeit begründet sind,

verwendet werden.

(5) Die Fraktionen sollen die beste-
henden Rahmenverträge der Stadtver-
waltung Chemnitz für Anschaffungen 
aus Fraktionsmitteln nutzen, um dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit Rechnung zu tragen. Eine 
jeweils aktuelle Auflistung sowie die je-
weiligen Ansprechpartner in der Verwal-
tung finden sich im Intranet. Eingeholte 
Vergleichsangebote sind zu dokumen-
tieren.

(6) Die Fraktionen sind berechtigt, die 
Übertragung der im Haushaltsjahr nicht 
verausgabten Haushaltsmittel des Er-
gebnishaushaltes für die Zwecke dieser 
Satzung in das auf das jeweilige Haus-
haltsjahr folgende Jahr zu beantragen, 
soweit diese nicht 25 von Hundert der 
jährlichen Mittelzuweisung überschrei-
ten. Die Notwendigkeit ist zu begründen 
und spätestens mit Abgabe der Ergeb-
nisrechnung des Folgejahres im Ge-
schäftsbereich Grundsatz und Stadtrat 
einzureichen.

(7) Die Möglichkeit der Übertragung 
von Haushaltsermächtigungen unter-
liegt den gesetzlichen Bestimmungen, 
insbesondere § 18 Abs. 2 SächsKomHVO. 
Insoweit erfolgt die Genehmigung der 
Übertragung der Haushaltsmittel durch 
die Verwaltung in Abhängigkeit von der 
Einhaltung des geplanten Gesamtergeb-
nisses.

§ 6 Bedingungen/Erläuterungen  
zu einzelnen Aufwendungen

(1) Personalaufwendungen

Die Fraktionen stellen selbstständig 
Personal ein und sind dabei an keine 
Weisungen des Oberbürgermeisters 
gebunden. 
Beschäftigte der Fraktionen dürfen, da 
sie aus öffentlichen Mitteln zur Erledi-
gung von Aufgaben einer kommunalen 
Binnengliederung finanziert werden, 
grundsätzlich nicht bessergestellt wer-
den als Beschäftigte der Stadtverwal-
tung Chemnitz. 

Die konkrete Ausgestaltung der Arbeits-
verträge hinsichtlich der Aufgaben und 
Vergütung der Beschäftigten der Frak-
tionen obliegt den Fraktionen unter Be-
achtung der Höchstgrenzen in eigener 
Verantwortung unter Zugrundelegung 
einer bewerteten Stellenbeschreibung 
(Muster Anlage 4 der Satzung). Die Per-
sonalaufwandberechnung wird unter 
Vorlage des unterschriebenen Arbeits-
vertrages durch das Hauptamt der Stadt 
Chemnitz vorgenommen.
Die Fraktionen tragen dafür Sorge, dass 
durch die Bediensteten der Fraktionen 
alle städtischen Regelungen zur IT- 
Sicherheit gemäß Dienstanweisung 
1051 eingehalten werden. Durch die 
Bediensteten der Fraktionen verursach-
te Schäden sind durch die Fraktion zu 
ersetzen.
Die Existenz einer Fraktion ist auf die 
Zeit beschränkt, für die die ihr angehö-
renden Stadträte und das Hauptorgan 
Stadtrat nach § 33 Abs 1 SächsGemO 
gewählt sind. Die Arbeitsverträge von 
Fraktionsmitarbeitern sind ebenfalls auf 
die jeweilige Wahlperiode zu befristen.

(2) Honoraraufwendungen

Honoraraufwendungen für Geschäftstä-
tigkeiten sind als Sachaufwendungen zu 
verbuchen, sofern es sich nicht um eine 
sozialversicherungspflichtige Tätigkeit 
(Dienstvertrag) handelt.
Bei Honorarkräften ist die Mitteilungs-
verordnung an die Finanzbehörden vom 
7. September 1993 (BGBl. I S. 1554) 
zuletzt geändert durch die Sechste Ver-
ordnung zur Änderung der Mitteilungs-
verordnung vom 25. Mai 2022 (BGBL. I 
S. 816) in der jeweils gültigen Fassung 
anzuwenden.
Beim Abschluss von Honorarverträgen 
ist dem Auftraggeber die Zahlung von 
Sozialversicherungsbeiträgen zu ge-
währleisen. 
Die Existenz einer Fraktion ist auf die 
Zeit beschränkt, für die die ihr angehö-
renden Stadträte und das Hauptorgan 
Stadtrat nach § 33 Abs. 1 SächsGemO 
gewählt sind. Die Honorarverträge von 
Fraktionsmitarbeitern sind ebenfalls auf 
die jeweilige Wahlperiode zu befristen.

(3) Verwaltungsaufwendungen

Hierzu zählen alle sächlichen Ver-
waltungsaufwendungen wie z. B. der 
laufende Geschäftsbedarf der Frakti-
onsgeschäftsstelle für Post, Telekom-
munikation und Internet, Bürobedarf, 
Fachliteratur (das Angebot der Bib-
liotheken einschließlich der Verwal-
tungsbibliothek kann genutzt werden), 
Maschinen und Geräte unter einem 
Anschaffungswert von 800 Euro brutto, 
Wartungs- und Instandsetzungsaufwen-
dungen, Betriebsmittelprüfung.

(4) Reiseaufwendungen
 
Dazu zählen alle Aufwendungen, die im 
Zusammenhang mit Reisen der Fraktio-
nen, einzelner Mitglieder von Fraktionen 
oder von Beschäftigten der Fraktion, die 
im Auftrag der Fraktion reisen, stehen, 
sofern diese Reisen einen konkreten 
Bezug zur fraktionsspezifischen Tä-
tigkeit im Stadtrat aufweisen. Fahrten 

zur Teilnahme an Sitzungen von z. B. 
Verbandsversammlungen von Zweck-
verbänden oder Aufsichtsorganen von 
Beteiligungsgesellschaften können 
nicht erstattet werden. Die Teilnahme 
an Sitzungen dieser Organe stellt keine 
Fraktionstätigkeit dar. 
Die Gewährung und Berechnung der 
Reisekostenvergütung erfolgt nach dem 
SächsRKG und ist über den Geschäfts-
bereich Grundsatz und Stadtrat an die 
Reisekostenstelle der Stadtverwaltung 
Chemnitz weiterzuleiten.
Die Genehmigung von Dienstreisen der 
Mitglieder des Stadtrates auf Beschluss 
des Stadtrates oder eines seiner Gremi-
en erteilt der Geschäftsbereich Grund-
satz und Stadtrat. Die Aufwendungen 
sind aus Haushaltsmitteln der Stadt 
zu tragen. Die Dienstreiseordnung der 
Stadtverwaltung Chemnitz findet in ih-
rer jeweils gültigen Fassung Anwendung.
Die Genehmigung von Dienstreisen der 
Mitglieder des Stadtrates und der Frak-
tionsangestellten im Auftrag der Frakti-
on erteilt der Fraktionsvorsitzende bzw. 
dessen Stellevertreter. Die Aufwendun-
gen sind aus Haushaltsmitteln der Frak-
tion zu tragen.
Ansprüche im Falle von Dienstreiseunfäl-
len können nur mit ordnungsgemäßem/r 
Dienstreiseantrag/-genehmigung gel-
tend gemacht werden.

(5) Elektrische Betriebsmittelprüfung

Alle zwei Jahre erfolgt in Organisation 
und Abstimmung mit den Fraktionen 
durch den Geschäftsbereich Grundsatz 
und Stadtrat die Prüfung von elektri-
schen Geräten. Die Betreibung von pri-
vaten elektrischen Geräten hat in An-
lehnung an die DA 1020/Hausordnung 
zu erfolgen. Die Betriebsmittelprüfung, 
jedoch nicht die Wartung/Instandhal-
tung dieser privaten Gegenstände kann 
aus Haushaltsmitteln finanziert werden. 

(6) Mieten und Pachten

Aufwendungen für die Anmietung eines 
Sitzungsraumes für die Fraktion können 
(sofern ein Raum durch die Stadtverwal-
tung Chemnitz nicht kostenlos zur Verfü-
gung gestellt werden kann) berücksich-
tigt werden.

(7) Auswärtige Fraktionssitzung

Die Aufwendungen (Wegestreckenent-
schädigung und Unterkunft) für jedes 
teilnehmende Fraktionsmitglied können 
maximal zweimal pro Jahr berücksich-
tigt werden. Hierzu ist eine detaillierte 
Teilnehmerübersicht unter Angabe der 
Thematik/Tagesordnung nachzuweisen. 
Alle anderen Aufwendungen regeln 
sich nach der Entschädigungssatzung 
der Stadt Chemnitz. Bei Teilnahme von 
Angestellten der Fraktion haben diese 
Anspruch auf Erstattung der Aufwen-
dungen nach SächsRKG. 
Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit sollten die Sitzun-
gen möglichst in Chemnitz abgehalten 
werden. Aufwendungen für Referenten 
(Honorar etc.) können, soweit nachge-
wiesen, zu 100 Prozent aus den bereit-
gestellten Haushaltsmitteln finanziert 
werden, wenn deren Teilnahme für die
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Fraktionsarbeit erforderlich ist.

(8) Beiträge an kommunalpolitische 
Vereinigungen 

Beiträge können aus den bereitgestell-
ten Haushaltsmitteln finanziert werden, 
sofern die Vereinigung satzungsgemäß 
bzw. tatsächlich eine nicht nur unterge-
ordnete Beratung der Fraktion anbietet.

(9) Öffentlichkeitsarbeit

Hierbei sind die Grundsätze, die das 
Bundesverfassungsgericht in seinem 
Urteil vom 2. März 1977 (Az.: 2 BvE 
1/76, NJW 1977, 751) sowie in seinem 
Beschluss vom 19. Mai 1982 (Az.: 2 BvR 
630/81) zur Abgrenzung von unzulässi-
ger und zulässiger Öffentlichkeitsarbeit 
aufgestellt hat, zu beachten. Danach 
ist auch den Kommunalfraktionen die 
Verwendung von Zuschüssen zuguns-
ten oder zulasten von politischen Par-
teien oder Wählergruppen und ihrer 
Gliederungen verwehrt. Insbesondere 
ist es unzulässig, mit Fraktionsmitteln 
im Kommunalwahlkampf und in der Vor-
wahlkampfphase (sechs Monate vor der 
Wahl) unter Einsatz öffentlicher Mittel 
für die die Fraktionen tragenden Partei-
en und Gruppierungen Wahlwerbung zu 
betreiben. 
Die Öffentlichkeitsarbeit muss einen 
sachlichen Bezug zur kommunalpoli-
tischen Fraktionsarbeit herstellen und 
darüber informieren. Aufwendungen 
zum Zwecke der Darstellung in der Öf-
fentlichkeit dürfen nur der Information 
über die Arbeit der Stadtratsfraktion 
dienen. Die Befassung mit allgemeinen 
politischen Themen ist nicht Aufgabe 
der Fraktionen. Zulässige Öffentlich-
keitsarbeit liegt zum Beispiel dann vor, 
wenn die Öffentlichkeit über die Tätig-
keit der Fraktion, die Maßnahmen und 
Vorhaben sowie künftig zu beantwor-
tende Fragestellungen informiert wird 
(zum Beispiel in Form von öffentlichen 
Fraktionssitzungen/Bürgerforen, Publi-
kationen, Infoständen/-schriften). Eine 
gezielte Verstärkung ansonsten zuläs-
siger Öffentlichkeitsarbeit in der Vor-
wahlkampfphase ist unzulässig. In der 
Schlussphase des Wahlkampfes (6 Wo-
chen vor dem Wahltag) ist außerdem die 
Verwendung von Haushaltsmitteln für 
Öffentlichkeitsarbeit in Form sonst nicht 
zu beanstandender Arbeits-, Leistungs- 
oder Erfolgsberichte zu unterlassen. 
Der Schwerpunkt der Öffentlichkeitsar-
beit muss auf dem informatorischen As-
pekt liegen. Die Verwendung von Frakti-
onsmitteln für eine lediglich mittelbare 
Öffentlichkeitsarbeit, bei der der Inhalt 
eindeutig hinter die werbende Form 
(zum Beispiel Anschaffung und Vertei-
lung von reinen Massenwerbeträgern 
wie zum Beispiel Kugelschreiber) tritt, 
ist unzulässig.

(10) Bewirtung

Bewirtungen (alkoholfreie Erfrischun-
gen) aus Fraktionsmitteln sind nur 
dann zugelassen, wenn sie der Betreu-
ung von Gästen, deren Anwesenheit für 
die Fraktionstätigkeit erforderlich ist, 
dienen und sich in vertretbarer Höhe  
halten. 

(11) Repräsentationen

Zu begründeten Anlässen (zum Beispiel 
öffentliche Auszeichnungen/Würdigun-
gen, Jubiläen, Begrüßung/Verabschie-
dung von Bediensteten der Stadtverwal-
tung Chemnitz bzw. der kommunalen 
Unternehmen/Tochterunternehmen, 
Trauerfall um ein Fraktionsmitglied) 
können zum Zwecke der Außenreprä-
sentation Fraktionsmittel in einer maxi-
malen Höhe von jährlich 200 Euro für 
Blumen/Präsente/Anzeigen (Trauerfall) 
einschließlich Karten finanziert werden.

(12) Anlagevermögen

IuK-Technik sowie Maschinen und 
Geräte mit einem Anschaffungswert 
> 800 Euro brutto sind Anlagevermögen 
und werden den Fraktionen im Rahmen 
der geplanten städtischen Mittel zur 
Verfügung gestellt. Im Übrigen gilt die 
Arbeitsanleitung »Differenzierung und 
Erfassung von Hard- und Software«. 
Durch die Fraktionen selbst beschaffte 
IuK-Technik sowie Software kann nicht 
betreut und in das Netz der Stadtver-
waltung Chemnitz eingebunden werden.

§ 7 Inventarisierung

(1) Die Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten von abnutzbaren beweg-
lichen Vermögensgegenständen des 
Anlagevermögens, die selbstständig 
genutzt werden können und für den 
einzelnen Vermögensgegenstand bis 
800 Euro (brutto) betragen, stellen 
zum Zeitpunkt der Anschaffung oder 
Herstellung in voller Höhe Aufwand dar.

(2) Alle beweglichen Inventargüter mit 
einem Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
aufwand ab 150,01 Euro bis 800 Euro 
brutto sind zu inventarisieren und ein 
Nachweis darüber zu führen. Die Be-
schaffung von Inventargütern kann 
über die städtischen Beschaffungsstel-
len erfolgen. Die Anschaffungen sind 
innerhalb von vier Wochen dem Ge-
schäftsbereich Grundsatz und Stadtrat 
zur Inventarisierung und Nachweisfüh-
rung anzuzeigen und zu belegen. Eine 
Abgabe oder Aussonderung von Inven-
targütern ist dem Geschäftsbereich 
Grundsatz und Stadtrat unverzüglich 
zu melden.
Die aus Fraktionsgeldern angeschafften 
Inventargüter ab 150,01 Euro brutto 
sind Eigentum der Stadt Chemnitz.

(3) Bei Anschaffung von Fachliteratur 
und anderen kostenpflichtigen Doku-
mentationen ist ein Bestandsverzeich-
nis anzulegen und der Verbleib zu do-
kumentieren. 

§ 8 Nachweis und Kontrolle  
der ordnungsgemäßen  

Mittelverwendung

(1) Der jährliche Rechenschafts-/
Schlussbericht einer Fraktion zum Stich-
tag 31. Dezember hat einen Nachweis 
der Verwendung der Haushaltsmittel zu 
beinhalten. Für diesen Nachweis bedarf 
es einer Ergebnisrechnung in Form einer 
summarischen Darstellung der wesent-
lichen Ertrags- und Aufwandsarten mit 

den darauf entfallenen Beträgen (An-
lage 1 der Satzung), den jede Fraktion 
nach Ablauf des Jahres spätestens bis 
zum 31. Januar des Folgejahres im Ge-
schäftsbereich Grundsatz und Stadtrat 
vorzulegen hat. Die Ergebnisrechnung 
dient der Rechenschaftslegung über die 
zweckgebundene und wirtschaftliche 
Verwendung der Haushaltsmittel. Mit-
tel, die zusätzlich zu den kommunalen 
Mitteln vereinnahmt und verausgabt 
worden sind (zum Beispiel Spenden von 
Mitgliedern und Sponsoren, Zuweisun-
gen der Partei), sind nicht in die Ergeb-
nisrechnung aufzunehmen. 

(2) Weiter ist mit Stichtag 31. Dezem-
ber eine schriftliche Versicherung des 
Fraktionsvorsitzenden (Anlage 1 der 
Satzung) erforderlich, die bestätigt, 
dass die Haushaltsmittel bestimmungs-
gemäß nur für die Geschäftsführung der 
Fraktion verwendet worden sind. Diese 
Erklärung ist mit der Ergebnisrechnung 
bis spätestens 31. Januar des Folgejah-
res im Geschäftsbereich Grundsatz und 
Stadtrat einzureichen.

(3) Die Jahresabschlussarbeiten der 
Fraktionen sind analog den Ergänzen-
den Hinweisen zur Erstellung des Jah-
resabschlusses des Amtes 20 durchzu-
führen.

(4) Die Verwendung der den Fraktionen 
zur Verfügung gestellten Sachleistungen 
und Geldleistungen unterliegt sowohl 
der örtlichen als auch der überörtlichen 
Prüfung. Im Rahmen der örtlichen und 
überörtlichen Prüfung ist auf Verlangen 
der Prüfer von den Fraktionen Einsicht 
in die Belege über die Mittelverwendung 
zu gewähren. § 5 SächsKomPrüfVO fin-
det ebenfalls Anwendung (Pflichten und 
Rechte des Prüfers).

(5) Dem Geschäftsbereich Grundsatz 
und Stadtrat steht ein jährliches Prü-
fungsrecht der Rechenschafts-/Schluss- 
berichte der Fraktionen zu, insbeson-
dere dann, wenn bei den Ergebnisrech-
nungen Zweifel an der bestimmungsge-
mäßen Verwendung bestehen, die auch 
durch zusätzliche Erläuterungen nicht 
ausgeräumt werden. 

§ 9 Sonstiges/Liquidation

(1) Die Existenz einer Fraktion endet 
nach § 2 Abs. 4 der Geschäftsordnung 
des Stadtrates spätestens mit Ablauf 
des Mandats ihrer Mitglieder, also re-
gelmäßig mit Ablauf der Wahlperiode. 
Sie endet ferner, wenn die Mindestmit-
gliederzahl nach § 2 Abs. 1 Geschäfts-
ordnung des Stadtrates unterschritten 
wird oder sich die Fraktion durch Frak-
tionsbeschluss auflöst. Bei Beendigung 
der Existenz einer Fraktion findet eine 
Liquidation statt. 
Die Liquidation erfolgt durch den/die 
von der Fraktion bestellten Liquidator/-
en. Benennt die Fraktion keine Liquida-
toren, so ist der Fraktionsvorsitzende 
für die ordnungsgemäße Liquidation 
verantwortlich. 
Die Fraktion gilt bis zur Beendigung der 
Liquidation als fortbestehend, soweit 
der Zweck der Liquidation es erfordert, 
im Falle der Auflösung wegen Unter-

schreitung der Mindestmitgliederzahl 
oder durch Fraktionsbeschluss längs-
tens jedoch bis zum Ablauf des Monats 
der Auflösung. Erfolgt die Liquidation 
aufgrund des Ablaufs der Wahlperiode, 
so ist diese spätestens bis zum Ablauf 
des Monats, in dem der Wahlprüfungs-
bescheid eingeht, abzuschließen.
(2) Die Liquidatoren haben die laufen-
den Geschäfte zu beenden. Sie können 
im Rahmen der Liquidation neue Ge-
schäfte eingehen, wenn der Zweck der 
Liquidation dies erfordert. Aus den Mit-
teln der Fraktion sind zunächst Ansprü-
che aus arbeitsvertraglichen Verpflich-
tungen zu erfüllen. Bei Liquidation einer 
Fraktion sind alle in Anspruch genom-
menen Sach- und Dienstleistungen bei 
der Stadtverwaltung/Geschäftsbereich 
Grundsatz und Stadtrat mittels Über-
gabe-/Übernahmeprotokoll spätestens 
innerhalb von 14 Tagen abzurechnen 
bzw. zurückzugeben. Nichtverbrauchte 
finanzielle Mittel sind mit Stichtag des 
Auflösungstages mittels der Ergebnis-
rechnung zu belegen und an den Haus-
halt zurückzuführen. Ggf. offene Ver-
bindlichkeiten in maximaler Höhe des 
zurückgeführten Betrages werden aus 
diesen nichtverbrauchten Mitteln durch 
den Geschäftsbereich Grundsatz und 
Stadtrat beglichen. Eine entsprechen-
de Liste dieser Verbindlichkeiten ist bis 
spätestens 14 Tage nach der Auflösung 
durch den Fraktionsvorsitzenden an 
den Geschäftsbereich Grundsatz und 
Stadtrat zu übergeben. Eine sich mit 
der neuen Wahlperiode konstituierende 
Fraktion gleichen Namens und gleicher 
politischer Abkunft ist mit der vorherge-
henden Fraktion weder identisch noch 
ihre Rechtsnachfolgerin.

§ 10 Sanktionen

Die zweckgebundenen Fraktionsmittel 
können in voller Höhe von den Frakti-
onsmitgliedern und den für die Fraktion 
handelnden Personen zurückgefordert 
werden, wenn sie zweckwidrig, insbe-
sondere für Parteiarbeit oder zur De-
ckung des individuellen Aufwands der 
Stadträtinnen und Stadträte verwandt 
worden sind. Die fraktionseigenen Kas-
senordnungen haben entsprechende 
Regelungen zu enthalten. 

§ 11 Aufbewahrung und Archivierung

(1) Zur ordnungs- und fristgemäßen 
Aufbewahrung von Belegen der Haus-
haltsführung sind diese begründen-
den Unterlagen für den Zeitraum einer 
Wahlperiode bei den Fraktionen aufzu-
bewahren. Danach erfolgt die Übergabe 
an den Geschäftsbereich Grundsatz und 
Stadtrat. Für die weitere Aufbewahrung/
Archivierung dieser Unterlagen ist der 
Geschäftsbereich Grundsatz und Stadt-
rat zuständig. Unterlagen über Öffent-
lichkeitsarbeit sind als Belegexemplare 
ebenfalls dem Geschäftsbereich Grund-
satz und Stadtrat zu übergeben.

(2) Die Abgabe von nicht haushaltrelevan-
ten Unterlagen der Fraktionen zur Aufbe- 
wahrung/Archivierung an das Stadtar-
chiv kann bei Bedarf durch eine Verein-
barung zwischen der jeweiligen Fraktion 
und dem Stadtarchiv geregelt werden.
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§ 12 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2025 
in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Richtlinie zur Finan-
zierung der Geschäftstätigkeit der Frak-
tionen des Stadtrates der Stadt Chem-
nitz vom 7. Dezember 2016 außer Kraft.

Chemnitz, den 16. Dezember 2024

Sven Schulze 
Oberbürgermeister

Amtsblatt Chemnitz
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